
 

Der Kreisparteitag der CDU Köln hat beschlossen: 

Köln als Wirtschaftsstandort attraktiver machen 

Die CDU Köln bekennt sich zu einer wachstumsorientierten Wirtschafts- und Standortpolitik. Ziel ist es, die 

Gewerbesteuerbasis durch mehr Unternehmenswachstum, Investitionen, Gründungen und Beschäftigung 

nachhaltig zu stärken – nicht durch eine Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes. 

Der Kreisvorstand wird beauftragt, gemeinsam mit der MIT Köln und der CDU-Ratsfraktion ein 

Maßnahmenpaket zur Stärkung des Wirtschaftsstandortes Köln zu erarbeiten und sich gegenüber Rat und 

Verwaltung für dessen Umsetzung einzusetzen. KölnBusiness, IHK, Handwerkskammer, Hochschulen, 

Kammern, Verbände und Unternehmen sollen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten eingebunden 

werden. 

Das Maßnahmenpaket soll insbesondere folgende Bausteine umfassen: 

(1) eine strukturierte Bestandsbetreuung für zentrale Arbeitgeber sowie wachstumsstarke kleine und 

mittlere Unternehmen mit regelmäßigen Standortgesprächen; 

(2) verbindliche Service- und Transparenzstandards für Genehmigungsverfahren sowie ein 

ressortübergreifendes Fallmanagement für besonders beschäftigungs- und investitionsrelevante 

Vorhaben; 

(3) eine priorisierte Flächenstrategie, die neue Gewerbe- und Industrieflächen sichert, bestehende 

Gebiete modernisiert und Brach- sowie Konversionsflächen schneller aktiviert. Die im Regionalplan 

vorgesehenen Gewerbe- und Industrieflächen im Umfang von rund 370 Hektar müssen vorrangig und 

zeitnah planungsrechtlich gesichert, entwickelt und einer gewerblichen Nutzung zugeführt werden. 

(4) eine datenbasierte Ansiedlungs- und Clusterstrategie für Branchen, in denen Köln bereits besondere 

Stärken besitzt oder realistische Wachstumsperspektiven hat; 

(5) eine Mittelstands- und Gründungsoffensive, die bestehende Programme bündelt, Finanzierung und 

Flächenzugang verbessert und Ausgründungen aus Hochschulen erleichtert; 

(6) eine moderne digitale Infrastruktur sowie verlässliche Verkehrs-, Energie- und Logistiklösungen für 

Gewerbegebiete; 

(7) eine rechtssichere Optimierung der kommunalen Gewerbesteuerprozesse in Zusammenarbeit mit der 

Finanzverwaltung unter strikter Wahrung des Steuergeheimnisses; 

(8) eine verbindlichere regionale Zusammenarbeit bei Flächenentwicklung, Ansiedlung, Fachkräften und 

Infrastruktur im Raum Köln/Bonn/Leverkusen/Rhein-Erft. 

Die CDU-Ratsfraktion wird gebeten, die erforderlichen Anträge und Haushaltsinitiativen in den Rat 

einzubringen. Vorhandene Angebote von Stadt und KölnBusiness sollen dabei weiterentwickelt und 

anhand messbarer Ziele gesteuert werden; neue Doppelstrukturen sind zu vermeiden. 


